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Ordentliche Hauptversammlung der 

Brockhaus Technologies AG 

am 22. Juni 2022 

Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre 

Die Hauptversammlung wird nach Maßgabe des Gesetzes über Maßnahmen im Gesell-

schafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Be-

kämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie vom 27. März 2020 (BGBl. I 2020 

Nr. 14, S. 570) in der durch das Gesetz zur weiteren Verkürzung des Restschuldbefrei-

ungsverfahrens und zur Anpassung pandemiebedingter Vorschriften im Gesellschafts-, 

Genossenschafts-, Vereins- und Stiftungsrecht sowie im Miet- und Pachtrecht vom 22. 

Dezember 2020 (BGBl. I 2020 Nr. 67, S. 3332) geänderten Fassung, dessen Geltung durch 

das Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens »Aufbauhilfe 2021« und zur vorüber-

gehenden Aussetzung der Insolvenzantragspflicht wegen Starkregenfällen und Hochwas-

sern im Juli 2021 sowie zur Änderung weiterer Gesetze vom 10. September 2021 (BGBl. I 

2021 Nr. 63, S. 4153) bis zum 31. August 2022 verlängert wurde („COVID-19-Gesetz“) als 

virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevoll-

mächtigten abgehalten. 

Angaben zu den Rechten der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127 und 131 Abs. 1 

AktG i.V.m. Art. § 1 COVID-19-Gesetz  

Die Einberufung der Hauptversammlung enthält Angaben zu den Rechten der Aktionäre 

nach § 122 Abs. 2, 126 Ab. 1 und 127 AktG sowie § 1 Abs. 2 COVID-19-Gesetz, die sich 

gemäß § 121 Abs. 3 Satz 3 Nr. 3 AktG weitgehend auf die Fristen für die Ausübung dieser 

Rechte beschränken. Die nachfolgenden Angaben dienen einer weiteren Erläuterung. 

1. Ergänzungsanträge zur Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit 
gemäß § 122 Abs. 2 AktG 

Die Ergänzung der Tagesordnung durch einen oder mehrere Punkte kann von einem 

oder mehreren Aktionären beantragt werden, sofern sein oder ihr Anteil 5 Prozent 

des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von Euro 500.000 erreicht. 

Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage bei-

liegen. 

Das Verlangen ist schriftlich (§§ 126, 126a BGB) an den Vorstand der Gesellschaft 

zu richten und muss der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor dem Tag der Haupt-

versammlung zugehen; der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs 

sind dabei nicht mitzurechnen. Folglich ist der letztmögliche Zugangstermin, Sonn-

tag, 22. Mai 2022, 24:00 Uhr (MESZ). Ergänzungsverlangen, die später bei der Ge-

sellschaft eingehen, werden nicht berücksichtigt. 
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Die Adresse des Vorstands lautet wie folgt: 

Brockhaus Technologies AG 

- Vorstand - 

Thurn-und-Taxis-Platz 6 

60313 Frankfurt am Main 

Deutschland 

Die Antragsteller haben gemäß § 122 Abs. 2 i.V.m. Abs. 1 AktG nachzuweisen, dass 

sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der 

Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den 

Antrag oder, wenn die Gesellschaft dem Verlangen nicht entspricht und die An-

tragsteller um gerichtliche Entscheidung nachsuchen, bis zur Entscheidung des 

Gerichts, halten. Bei der Berechnung dieser Aktienbesitzzeit bestehen nach 

§ 70 AktG, dessen Wortlaut unten dargestellt ist, bestimmte Anrechnungsmöglich-

keiten, auf die hiermit ausdrücklich hingewiesen wird. 

Bekanntzumachende Ergänzungsverlangen werden – soweit sie nicht bereits mit 

der Einberufung bekannt gemacht wurden – unverzüglich nach Zugang des Verlan-

gens im Bundesanzeiger bekannt gemacht. Sie werden außerdem im Internet unter 

http://ir.brockhaus-technologies.com/hv veröffentlicht und den im Aktienregister 

eingetragenen Aktionären mitgeteilt.  

Die diesen Aktionärsrechten zugrundeliegenden gesetzlichen Regelungen lauten 

wie folgt: 

§ 122 Abs. 1 AktG: 

„1Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionäre, deren Anteile zusam-

men den zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberufung schriftlich 

unter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangen; das Verlangen ist an den 

Vorstand zu richten. 2Die Satzung kann das Recht, die Einberufung der Hauptver-

sammlung zu verlangen, an eine andere Form und an den Besitz eines geringeren 

Anteils am Grundkapital knüpfen. 3Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie 

seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der 

Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den 

Antrag halten. 4§ 121 Abs. 7 AktG ist entsprechend anzuwenden.“ 

§ 122 Abs. 2 AktG: 

„1In gleicher Weise können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten 

Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von Euro 500.000 erreichen, ver-

langen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht 

werden. 2Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschluss-

vorlage beiliegen. 3Das Verlangen im Sinne des Satzes 1 muss der Gesellschaft 

mindestens 24 Tage, bei börsennotierten Gesellschaften mindestens 30 Tage vor 

der Versammlung zugehen; der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen.“ 

http://ir.brockhaus-technologies.com/hv
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§ 121 Abs. 7 AktG: 

„1Bei Fristen und Terminen, die von der Versammlung zurückberechnet werden, ist 

der Tag der Versammlung nicht mitzurechnen. 2Eine Verlegung von einem Sonntag, 

einem Sonnabend oder einem Feiertag auf einen zeitlich vorausgehenden oder 

nachfolgenden Werktag kommt nicht in Betracht. 3Die §§ 187 bis 193 des Bürgerli-

chen Gesetzbuchs sind nicht entsprechend anzuwenden. 4Bei nichtbörsennotierten 

Gesellschaften kann die Satzung eine andere Berechnung der Frist bestimmen.“ 

§ 70 AktG: 

„1Ist die Ausübung von Rechten aus der Aktie davon abhängig, dass der Aktionär 

während eines bestimmten Zeitraums Inhaber der Aktie gewesen ist, so steht dem 

Eigentum ein Anspruch auf Übereignung gegen ein Kreditinstitut, Finanzdienstleis-

tungsinstitut oder ein nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 

des Gesetzes über das Kreditwesen tätiges Unternehmen gleich. 2Die Eigentums-

zeit eines Rechtsvorgängers wird dem Aktionär zugerechnet, wenn er die Aktie un-

entgeltlich, von seinem Treuhänder, als Gesamtrechtsnachfolger, bei Auseinander-

setzung einer Gemeinschaft oder bei einer Bestandsübertragung nach § 13 des 

Versicherungsaufsichtsgesetzes oder § 14 des Gesetzes über Bausparkassen er-

worben hat.“ 

 

2. Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären nach §§ 126 Abs. 1, 
127 AktG 

Aktionäre können im Vorfeld der Hauptversammlung Gegenanträge und Wahlvor-

schläge übermitteln. Die Gesellschaft wird entsprechende Gegenanträge und Wahl-

vorschläge einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung, die allerdings 

für Wahlvorschläge nicht erforderlich ist, und der etwaigen Stellungnahme der Ver-

waltung unter der Internetadresse unter http://ir.brockhaus-technologies.com/hv 

zugänglich machen, wenn sie der Gesellschaft bis mindestens 14 Tage vor der 

Hauptversammlung, also bis spätestens Dienstag, 7. Juni 2022, 24:00 Uhr (MESZ), 

unter der Adresse, Telefaxnummer oder E-Mail-Adresse: 

Brockhaus Technologies AG 

Thurn-und-Taxis-Platz 6 

60313 Frankfurt am Main 

Fax: +49 69 20 43 40 971 

E-Mail-Adresse: ir@brockhaus-technologies.com  

zugehen und die übrigen Voraussetzungen des § 126 AktG bzw. § 127 AktG erfüllt 

sind. Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge werden nicht be-

rücksichtigt. §§ 126 und 127 AktG sind unten im Wortlaut widergegeben. 

Gegenanträge und Wahlvorschläge sowie die Begründung von Gegenanträgen müs-

sen unter den Voraussetzungen des § 126 Abs. 2 AktG nicht zugänglich gemacht 

werden. Ein Wahlvorschlag muss auch dann nicht zugänglich gemacht werden, 

wenn er nicht Namen, ausgeübten Beruf und Wohnort der vorgeschlagenen Person 

http://ir.brockhaus-technologies.com/hv
mailto:ir@brockhaus-technologies.com
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und bei Vorschlägen zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern keine Angaben zu Mit-

gliedschaften des vorgeschlagenen Kandidaten in anderen gesetzlich zu bildenden 

Aufsichtsräten im Sinne von § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG enthält.  

Gemäß § 1 Abs. 2 Satz 3 COVID-19-Gesetz gelten nach §§ 126, 127 AktG zugänglich 

zu machende Gegenanträge und Wahlvorschläge als in der virtuellen Hauptver-

sammlung gestellt, wenn der den Antrag stellende oder den Wahlvorschlag unter-

breitende Aktionär ordnungsgemäß legitimiert und zur Hauptversammlung ange-

meldet ist.  

Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung Ge-

genanträge, so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen zu-

sammenfassen. 

Die diesen Aktionärsrechten zugrundeliegenden gesetzlichen Regelungen lauten 

wie folgt: 

§ 126 AktG: 

„(1)  1Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Be-

gründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in 

§ 125 Abs. 1 bis 3 genannten Berechtigten unter den dortigen Voraussetzun-

gen zugänglich zu machen, wenn der Aktionär mindestens 14 Tage vor der 

Versammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen Vorschlag 

von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesord-

nung mit Begründung an die in der Einberufung hierfür mitgeteilte Adresse 

übersandt hat. 2Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. 3Bei börsen-

notierten Gesellschaften hat das Zugänglichmachen über die Internetseite 

der Gesellschaft zu erfolgen. § 125 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2)  1Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich ge-

macht zu werden,  

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar ma-

chen würde, 

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Be-

schluss der Hauptversammlung führen würde, 

3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche 

oder irreführende Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält, 

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Akti-

onärs bereits zu einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 

zugänglich gemacht worden ist, 

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Be-

gründung in den letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Haupt-

versammlungen der Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht wor-

den ist und in der Hauptversammlung weniger als der zwanzigste Teil 

des vertretenen Grundkapitals für ihn gestimmt hat, 
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6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung 

nicht teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversamm-

lungen einen von ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder 

nicht hat stellen lassen. 

2Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie 

insgesamt mehr als 5 000 Zeichen beträgt. 

(3)  Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung 

Gegenanträge, so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begrün-

dungen zusammenfassen.“ 

§ 127 Satz 1-3 AktG: 

„1Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von 

Abschlussprüfern gilt § 126 sinngemäß. 2Der Wahlvorschlag braucht nicht begrün-

det zu werden. 3Der Vorstand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht zugäng-

lich zu machen, wenn der Vorschlag nicht die Angaben nach § 124 Abs. 3 Satz 4 

und § 125 Abs. 1 Satz 5 enthält.“ 

§ 124 Abs. 3 Satz 4 AktG: 

„Der Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Prüfern hat deren Na-

men, ausgeübten Beruf und Wohnort anzugeben.“ 

§ 125 Abs. 1 Satz 5 AktG: 

„Bei börsennotierten Gesellschaften sind einem Vorschlag zur Wahl von Aufsichts-

ratsmitgliedern Angaben zu deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bilden-

den Aufsichtsräten beizufügen; Angaben zu ihrer Mitgliedschaft in vergleichbaren 

in- und ausländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen sollen beige-

fügt werden.“ 

§ 1 Abs. 2 Satz 3 COVID-19-Gesetz: 

„3Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 oder § 127 des Akti-

engesetzes zugänglich zu machen sind, gelten als in der Versammlung gestellt, 

wenn der den Antrag stellende oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär 

ordnungsgemäß legitimiert und zur Hauptversammlung angemeldet ist.“ 

 

3. Auskunftsrecht gemäß § 131 Abs. 1 AktG, Fragerecht im Wege der elekt-
ronischen Kommunikation gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 COVID-
19-Gesetz 

Im Rahmen der ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten 

stattfindenden virtuellen Hauptversammlung besteht kein Auskunftsrecht im Sinne 

von § 131 Abs. 1 AktG. Jedoch wird den Aktionären gemäß § 1 Abs. 1 und 2 COVID-

19-Gesetz ein Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunikation eingeräumt. 

Das Fragerecht besteht nur für die Aktionäre, die sich fristgemäß zur Hauptver-

sammlung angemeldet haben und einen ordnungsgemäßen Nachweis des Anteils-
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besitzes erbracht haben, oder für ihre Bevollmächtigten. Fragen können bis spä-

testens einen Tag vor der virtuellen Hauptversammlung, d.h. Montag, 20. Juni 2022, 

24:00 Uhr (MESZ) ausschließlich über das HV-Portal übermittelt werden, das Ak-

tionäre unter http://ir.brockhaus-technologies.com/hv erreichen. Die Zugangsda-

ten werden den im Aktienregister eingetragenen Aktionären mit dem Einladungs-

schreiben zur Hauptversammlung übermittelt.  

Bitte beachten Sie, dass Fragen nicht über die von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter gestellt werden können. 

Die Fragenbeantwortung erfolgt durch den Vorstand in der Hauptversammlung. Der 

Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fragen be-

antwortet. Der Vorstand kann dabei Antworten zusammenfassen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen der Beantwortung von Fragen gege-

benenfalls auch der Name des übermittelnden Aktionärs genannt wird. Möchte der 

Fragesteller anonym bleiben, muss er der Nennung seines Namens mit der Über-

mittlung der Frage widersprechen.  

Die dem Fragerecht zugrundeliegenden gesetzlichen Regelungen lauten wie folgt:  

§ 1 Abs. 2 Satz 1 und Satz 2 COVID-19-Gesetz: 

„1Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz 

der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abge-

halten wird, sofern  

1.  die Bild- und Tonübertragung der gesamten Versammlung erfolgt,  

2.  die Stimmrechtsausübung der Aktionäre über elektronische Kommunikation 

(Briefwahl oder elektronische Teilnahme) sowie Vollmachtserteilung möglich ist,  

3.  den Aktionären ein Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunikation ein-

geräumt wird,  

4.  den Aktionären, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgeübt haben, in Abwei-

chung von § 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Verzicht auf das Erforder-

nis des Erscheinens in der Hauptversammlung eine Möglichkeit zum Wider-

spruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung eingeräumt wird.  

2Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fragen 

beantwortet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens einen Tag vor der 

Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind.“ 

Die Entscheidungen des Vorstands nach den Absätzen 1 bis 5 bedürfen der Zustim-

mung des Aufsichtsrats. Abweichend von § 108 Absatz 4 des Aktiengesetzes kann 

der Aufsichtsrat den Beschluss über die Zustimmung ungeachtet der Regelungen 

in der Satzung oder der Geschäftsordnung ohne physische Anwesenheit der Mit-

glieder schriftlich, fernmündlich oder in vergleichbarer Weise vornehmen.“ 

http://ir.brockhaus-technologies.com/hv
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§ 1 Abs. 6 COVID-19-Gesetz 

„1Die Entscheidungen des Vorstands nach den Absätzen 1 bis 5 bedürfen der Zu-

stimmung des Aufsichtsrats. 2Abweichend von § 108 Absatz 4 des Aktiengesetzes 

kann der Aufsichtsrat den Beschluss über die Zustimmung ungeachtet der Rege-

lungen in der Satzung oder der Geschäftsordnung ohne physische Anwesenheit der 

Mitglieder schriftlich, fernmündlich oder in vergleichbarer Weise vornehmen.“ 

 

4. Widerspruch gegen Beschlüsse der Hauptversammlung 

Aktionäre, die ihr Stimmrecht selbst oder über die Erteilung von Vollmachten ord-

nungsgemäß ausgeübt haben, haben die Möglichkeit, im Wege elektronischer Kom-

munikation Widerspruch gegen die Beschlüsse der Hauptversammlung zu erklären. 

Entsprechende Erklärungen sind zu Protokoll des amtierenden Notars ausschließ-

lich über das HV-Portal zu übermitteln, das Aktionäre unter http://ir.brockhaus-

technologies.com/hv erreichen. Die Ausübung des Widerspruchsrechts ist ab dem 

Beginn der Hauptversammlung bis zu deren Schließung durch den Versammlungs-

leiter möglich.  

Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft werden keine Widersprüche gegen Be-

schlüsse der Hauptversammlung erklären. 

Die diesem Aktionärsrecht zugrundeliegende gesetzliche Regelung des § 1 Abs. 2 

COVID-19-Gesetzes ist bereits vorstehend bei den Erläuterungen zum Fragerecht 

abgedruckt. § 245 Nr. 1 AktG lautet: 

„Zur Anfechtung ist befugt 

1.  jeder in der Hauptversammlung erschienene Aktionär, wenn er die Aktien schon 

vor der Bekanntmachung der Tagesordnung erworben hatte und gegen den Be-

schluß Widerspruch zur Niederschrift erklärt hat;“ 

 

Frankfurt am Main, im Mai 2022 

Brockhaus Technologies AG 

Der Vorstand 

 


